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triestaaten müssen aktiver beim Klima-
schutz werden, mehr Länder müssen sich
beteiligen und gerade die Entwicklungs-
länder müssen in diesen Prozess mit ein-
gebunden werden. Gleichzeitig muss
sich die Welt auf die Folgen des Klima-
wandels einstellen, die schon jetzt nicht
mehr zu vermeiden sind. Die Länder, die
davon besonders betroffen sind, müssen
von der Weltgemeinschaft unterstützt
werden. 
Eine globale Herausforderung 
Im Kyoto-Protokoll wurde erstmals auf
politischer Ebene eine rechtlich verbind-
liche Pflicht zur Begrenzung von Treib-
hausgasemissionen verankert. Sie gilt
bisher nur für die Industrieländer (in-
klusive der Staaten Osteuropas und eini-
ger Nachfolgestaaten der Sowjetunion).
Denn diese Staaten waren in der Ver-
gangenheit für den überwiegenden Teil
der globalen Emissionen verantwortlich:
Sie haben knapp achtzig Prozent der im
20. Jahrhundert freigesetzten Kohlendi-
oxid-Emissionen verursacht – ein Abfall-
produkt der industriellen Entwicklung.
Auch im Jahr 2001 entfiel die Hälfte des
globalen Ausstoßes an Kohlendioxid
(CO2) auf das knappe Fünftel der Welt-
bevölkerung, das in den Industriestaaten
lebt. Den Entwicklungsländern wurde in
Kyoto ein weiterer Anstieg ihrer Treibh-
ausgasemissionen zugestanden, damit
sie ihren sozialen und wirtschaftlichen
Entwicklungsbedürfnissen nachkommen
können. Um jedoch eine gefährliche
Störung des Klimasystems durch den
Menschen zu vermeiden, wie es die Kli-
marahmenkonvention verlangt, reichen
mittelfristig Emissionsminderungen al-
leine in den Industrieländern nicht aus. 
Der Wissenschaftliche Beirat der Bun-
desregierung „Globale Umweltverände-
rungen“ stellte in seinem kürzlich er-
schienenen Sondergutachten fest, dass
zur Einhaltung des Klimaziels der Euro-
päischen Union (EU) eine Halbierung
der weltweiten CO2-Emissionen (Refe-
renzjahr 1990) bis Mitte dieses Jahrhun-
derts notwendig ist. (1) Nur dann könne
die globale Erwärmung aufgehalten wer-
den und würde nicht mehr als zwei Grad
Celsius über dem Temperaturmittelwert
gegenüber der vorindustriellen Zeit lie-
gen (vgl. S. 38 ff.). Um dieses Minimalziel
zu erreichen, müssen mittelfristig auch
einige Entwicklungsländer ihren Treib-
hausgasausstoß begrenzen. Doch hierbei
stellen sich schwierige Fragen: Welche
Emissionsmenge soll man zukünftig wel-
chen Ländern zubilligen? Nach welchen
Kriterien sollen diese verteilt werden?
Wer hat welche Minderungslasten zu
übernehmen und wem steht welches
Recht an der Nutzung der Atmosphäre
zu? Fragen, die vor dem Hintergrund des
bestehenden globalen Wohlstandsgefäl-
les und der Bedeutung von Emissions-
grenzen für das Entwicklungspotenzial
eines Landes einer gerechten Antwort
bedürfen. 
Klimaschutz und Menschenwürde 
Doch nicht nur die Frage nach interna-
tionaler Verteilungsgerechtigkeit wird
zukünftig eine Schlüsselrolle spielen.
Vielmehr wird es in der Klimapolitik auch
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Die Klimaschützer stehen vor
einem schwierigen Problem: Einerseits ist
das Kyoto-Protokoll noch nicht in Kraft
getreten, weil Russland bisher die Un-
terschrift verweigert. Andererseits muss
es beim Klimaschutz vorangehen. Die
Klimarahmenkonvention und das Kyoto-
Protokoll schaffen zwar das Grundgerüst
für die Kooperation der Weltgemein-
schaft beim internationalen Klima-
schutz. Aber das ist nur ein erster Schritt
im Kampf gegen den fortschreitenden
Klimawandel.
Die Anforderungen an zukünftige Ver-
handlungen sind gewaltig. Der Ausstoß
von Treibhausgasen muss in Zukunft in
weitaus größerem Umfang eingedämmt
werden als bisher geschehen. Die Indus-
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Um den Klimawandel zu bekämpfen, reicht
es nicht aus, nur über Emissionsobergren-
zen zu diskutieren. Vielmehr muss es in
der Klimapolitik auch darum gehen, glo-
bale Gerechtigkeit zu schaffen und die
existenziellen Lebensgrundlagen jedes
Menschen zu schützen. 
um die Schaffung und Bewahrung von
Menschenwürde gehen. (2) Das Ausmaß
der globalen Erwärmung muss auch des-
halb begrenzt werden, weil die Folgen
für viele Menschen eine existenzielle Be-
drohung darstellen. Dabei geht es um
die Erhaltung einer lebensfähigen Um-
Welt, vor allem im Süden; letztlich also
um die physische Integrität der sozial
Schwachen und Machtlosen. Die hohe
Verwundbarkeit durch klimatische Än-
derungen bestimmter Regionen liegt
zum Teil in deren geografischer Lage be-
gründet, aber auch in deren fehlenden fi-
nanziellen und technischen Möglichkei-
ten zur Anpassung an die sich verän-
dernden Bedingungen. 
Gerechtigkeit in ihren vielfältigen Dimen-
sionen ist schon in der Klimarahmenkon-
vention als handlungsleitendes Prinzip
für die Ausgestaltung internationaler Kli-
mapolitik verankert. Dort heißt es in Ar-
tikel 3.1: „Die Vertragsparteien sollen auf
der Grundlage der Gerechtigkeit und ent-
sprechend ihren gemeinsamen, aber un-
terschiedlichen Verantwortlichkeiten und
ihren jeweiligen Fähigkeiten das Klima-
system zum Wohl heutiger und künftiger
Generationen schützen.“
Die Stimme des Südens 
Die Rolle der Entwicklungsländer wird
deshalb in Zukunft noch wichtiger wer-
den. Standen diese bisher in den ent-
scheidenden Verhandlungsrunden, wie
während der letzten Tage von Kyoto, oft-
mals abseits des „Klubs der Mächtigen“,
so wird ihnen zukünftig eine Schlüsselrol-
le zukommen. Einen ersten Eindruck von
den neuen Herausforderungen bei den
Verhandlungen gab es beim Klimagipfel
in Neu-Delhi im Jahr 2002 (COP 8). Die-
ser endete aufgrund eines diplomatisch
ungeschickten Vorpreschens der EU, als
es um die Fortschreibung internationaler
Klimaschutzziele ging, in einer konfron-
tativen Blockade der Entwicklungsländer
gegenüber der EU. (3)
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Um für den Dialog zwischen Industrie-
und Entwicklungsländern in Zukunft bes-
ser gerüstet zu sein, hat das Wuppertal
Institut gemeinsam mit dem „Energy &
Development Research Centre“ aus Kap-
stadt (Südafrika) das Projekt „South-
North Dialogue – Equity in the Green-
house“ (Süd-Nord-Dialog – Gerechtigkeit
im Treibhaus) initiiert. (4) Dieses Projekt
führt Wissenschaftler aus 14 Industrie-
und Entwicklungsländern zusammen,
um gemeinsam die Eckpfeiler zukunfts-
fähiger internationaler Klimapolitik zu
diskutieren. Bei der Zusammensetzung
der Gruppe wurde auf vielfältige Kriteri-
en, vor allem aber auf die geografische
und politische Ausgewogenheit geach-
tet: Fünf Vertretern aus dem industriali-
sierten Norden stehen neun Süd-Vertre-
ter gegenüber. 
Mit dem Projekt wurde ein Forum jen-
seits der diplomatischen Verhandlungen
geschaffen, um das gegenseitige Ver-
ständnis zu fördern und eine gemeinsa-
me Vertrauensbasis zu bilden. Wichtig ist
es, die oftmals von länderspezifischen
Bedingungen geprägten Positionen ken-
nen zu lernen. Dabei werden zukünftige
Verhandlungskonstellationen antizipiert
und potenzielle Kompromiss- wie Kon-
fliktlinien aufgezeigt. Auf dieser Basis
sollen dann in einem zweiten Schritt kon-
krete Empfehlungen für den politischen
Prozess erarbeitet werden.
Bei einem Auftaktworkshop in Wupper-
tal wurden sieben Eckpfeiler eines zu-
kunftsfähigen Klimaregimes identifiziert
und danach jeweils in dreiwöchigen Pha-
sen per E-Mail diskutiert. Die aufbereite-
ten Diskussionsergebnisse dienen als Ba-
sis für einen zweiten Workshop in Süd-
afrika, auf dem ein Paket von Empfeh-
lungen für die Klimapolitik geschnürt
werden soll. 
Darüber hinaus ist eine zweite Projekt-
phase geplant, die den Dialog auf die 
eigentlichen Adressaten ausweitet. So
sollen Klimapolitiker aus wichtigen Län-
dern zusammengebracht werden, um die
Empfehlungen der Wissenschaftler aus
der ersten Phase zu diskutieren. Ziel ist
es, den offenen Austausch von Positio-
nen zu ermöglichen, abseits der für ei-
nen wirklichen Dialog wenig förder-
lichen Atmosphäre formeller Verhand-
lungen. Dadurch soll das gegenseitige
Verständnis gefördert und eine gemein-
same Vertrauensbasis geschaffen wer-
den, auf die sich vielleicht während der
offiziellen Verhandlungen zurückgreifen
lässt. 
Wohin geht die Reise?
Aus den bisherigen Erfahrungen des Dia-
logs lassen sich drei vorläufige Schluss-
folgerungen für die nächsten Schritte in
den Klimaverhandlungen ziehen.
1. Zentral für zukünftige Verhandlungen
ist die Frage, wie das gleiche Recht eines
jeden Menschen auf die Nutzung der At-
mosphäre langfristig verwirklicht werden
kann. Doch der alleinige Fokus im wis-
senschaftlichen wie politischen Diskurs
des Nordens auf die Emissionsseite der
Klimapolitik greift zu kurz. Verhandlun-
gen um eine „gerechte“ Verteilung von
Emissionsrechten müssen mit Maßnah-
men zur Anpassung an den Klimawandel
einhergehen. Gerechtigkeit darf nicht
nur in ihrer Verteilungsdimension be-
trachtet werden, sondern ist auch eine
elementare Forderung zur Sicherung der
Menschenwürde, der Lebens- und Subsis-
tenzrechte vieler Millionen Menschen.
Dies bedeutet nicht zuletzt einen wir-
kungsvollen Finanztransfer von Nord
nach Süd, um den Betroffenen eine An-
passung an den Klimawandel zu ermög-
lichen. Denn der Klimawandel findet
nicht nur in den Computern als das Er-
gebnis von Klimamodellierungen statt,
sondern ist real und schädigt bereits
heute Menschen ganz konkret. 
2. Eine Methode ist zu finden, wie man
sachgerecht und politisch aktzeptabel
zwischen Entwicklungsländern differen-
zieren kann. Dies läuft der bisherigen,
historisch teilweise gut begründeten
Strategie der Entwicklungsländer entge-
gen, sich als nicht-spaltbare Einheit zu
betrachten. Doch die Entwicklungslän-
der als homogene Gruppe gibt es nicht,
auch wenn sie bisher in den Verhand-
lungen gemeinsam unter dem Dach der
„G 77 und China“ auftreten. Für den Er-
folg zukünftiger Verhandlungen ist eine
Differenzierung erforderlich, die zwi-
schen so unterschiedlichen Ländergrup-
pen wie den vom Anstieg des Meeres-
spiegels betroffenen kleinen Inselstaa-
ten (AOSIS) und den Erdöl fördernden
OPEC-Staaten unterscheidet, die eher die
wirtschaftlichen Folgen eines intensi-
vierten Klimaschutzes fürchten. Ein in-
tensivierter Süd-Süd-Dialog innerhalb der
Entwicklungsländer würde ärmeren und
kleineren Ländern helfen, ihre Interessen
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„Beim Klimaschutz geht es letztlich um die physische             
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Unter Strom stehe ich...
a) ... wenn es um den Schutz des Menschen und
der Umwelt geht, immer!“
b) ... leider allzu oft, wo ich doch eigentlich den
Müßiggang bevorzuge.
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innerhalb des Südens zu artikulieren.
Dies wäre ein erster wichtiger Schritt, um
der hegemonialen Stellung der „Big
Three“ (China, Indien und Brasilien) so-
wie der OPEC entgegenzuwirken und da-
mit langfristig die Bildung von Vorreiter-
allianzen zu ermöglichen.
3. Strategische Bündnisse zwischen der
Europäischen Union und wichtigen Ent-
wicklungsländern haben in der Vergan-
genheit den klimapolitischen Prozess ge-
tragen und werden dies auch in Zukunft
tun müssen. Dies gilt gerade in einer he-
gemonialen Weltordnung mit einer zen-
tralen Stellung der USA, die sich einer
global abgestimmten multilateralen Stra-
tegie verweigern. Die Bildung von Vorrei-
terallianzen zwischen gleich gesinnten
Staaten unter Einbeziehung der Zivil-
gesellschaft ist eine der wenigen Chan-
cen multilateraler Lösungsansätze. Damit
ließe sich eine Regimebildung sogar 
gegen den Hegemon erreichen, wie die
Verträge zum Verbot von Anti-Personen-
minen und zur Errichtung des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs in Den Haag be-
weisen. (5) 
Jeder Vorschlag zur Ausgestaltung eines
zukunftsfähigen Klimaregimes muss sich
daran messen lassen, inwiefern er eine
politische Analyse der weltpolitischen
Landschaft vornimmt. Ohne diese droht
jede Empfehlung für ein zukünftiges Kli-
maschutzregime ins Leere zu laufen. 
Die schwierigen Fragen der Gerechtig-
keit in ihren vielen Ausprägungen müs-
sen im internationalen klimapolitischen
Prozess gestellt und auch beantwortet
werden, sonst wird es keine Fortschritte
geben. Ein Scheitern der Verhandlungen
kann sich die Weltgemeinschaft nicht
mehr allzu oft leisten. Diese Verantwor-
tung tragen wir nicht zuletzt gegenüber
den potenziellen Opfern des Klimawan-
dels – eine Frage elementarer Gerechtig-
keit auch gegenüber den zukünftigen
Generationen.
a b
           Integrität der sozial Schwachen und Machtlosen.”
